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Stellungnahme zur Vorbereitung der 6ffentlichen Anhérung zum Gesetzentwurf der Bundes-
regierung - Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz - BT-Drs.
20/10943AZ

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren,

flr die Gelegenheit zur Stellungnahme zum o.g. Gesetzentwurf bedanke ich mich.

Allgemein

Der EDV-Gerichtstag hat bereits zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisie-
rung der Justiz mit Schreiben vom 28. November 2023 Stellung genommen (downloadbar unter
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/Stellungnah-
men/2023/1128_Weitere_Digitalisierung_Justiz_EDVGT.pdf?__blob=publicationFile&v=2). Da
der Regierungsentwurf des Gesetzes weitgehend dem Referentenentwurf entspricht, werden
hiermit wesentliche Teile der damaligen Stellungnahme wiederholt, denn die dort vertretene Po-
sition gilt weiterhin. Die damaligen Ausfihrungen werden nun erweitert bezogen auf Erganzun-
gen, die der Regierungsentwurf gegeniber dem Referentenentwurf vorgesehen hat.

Wir begriBen insbesondere aus unserer Sicht die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, die Refor-
manstrengungen der letzten Jahre zur Forderung der Digitalisierung der Justiz fortzusetzen und
Erleichterungen dort vorzusehen, wo sich in der Praxis Schwierigkeiten in der Umsetzung der
bisherigen Regelungen gezeigt haben, insbesondere im Bereich des elektronischen Rechtsver-
kehrs und der elektronischen Aktenfiihrung sowie bei der der Strafantragstellung und weiteren
Problemen, die aus den Schriftformerfordernissen erwachsen sind.

Wir betonen allerdings, dass durch einzelne Anderungen der Prozessrechtsvorschriften allein es
nicht gelingen wird, den Reformstau bei der Justizdigitalisierung aufzulésen und dass es deshalb
langfristigunumaganglich ist, die Prozessordnungen zu modernisieren, um eine birgernahe, nied-
rigschwellig zugangliche und moderne Justiz zu fordern und fur die Bewaltigung umfangreicher
und komplexer Verfahren sowie von Massenverfahren nutzbar zu machen. Wir begriBen daher,
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dass der Bund- Lander-Digitalgipfel am 10. November 2023 die Einberufung einer von Bund und
Landern gemeinsam besetzten Reformkommission beschlossen hat, die Vorschlage fir den Zi-
vilprozess der Zukunft erarbeiten soll. An dieser Kommission wird auch der Deutsche EDV-Ge-
richtstage.V.(EDVGT)mitarbeiten. Mdglichst bald sollen Rechtsgrundlagen flr Pilotierungen aus
Digitalprojekten des Bundes und der Lander etwa zum Einsatz von Instrumenten der Kiinstlichen
Intelligenz und zur Ermdglichung eines Arbeitens in einem gemeinsamen Datenraumgeschaffen
werden.

2 Zur Zulassung der Hybridaktenfiihrung in bestimmten Fallen
Mit den im Gesetzentwurf vorgesehenen Anderungen der § 298a ZP0O, 32 StPO, §14 FamFG, § 46e

ArbGG, 55b VwGO, § 65b SGG und § 52 FGG sollen vor allem (technische) Probleme angegangen
werden, die aus den gesetzlichen Vorgaben fiir eine durchgehende (ausschlieBlich) elektronische
Gerichtsaktenflihrung bis zum 1. Januar 2026 (Gesetz zur Einflihrung der elektronischen Akte in
der Justizund zur weiteren Férderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI.
I'S. 2208) erwachsen sind.

Nachvollziehbarist esinsoweit, dass der Gesetzentwurf zulassen will, dass eine vor dem 1. Januar
2026 angelegte Hybridakte mit in Papierform und elektronisch vorliegenden Aktenteilen auch
nach dem 1. Januar 2026 als Hybridakte fortgefiihrt werden kann, um insoweit einen erheblichen
Scanaufwand zu vermeiden und Ressourcen in den Landern zu schonen sowie auch die Akzep-
tanz der Umstellung auf die elektronische Akte der in der Justiz Beschaftigten und der am Ver-
fahren Beteiligten zu fordern. Zu begriBen ist auch, dass eine elektronisch begonnene Akte fir
die Dauer der Pilotierung bis zum 31. 12. 2025 als Hybridakte weitergefihrt werden kann, wenn
die elektronische Akte nach einem Zustandigkeitswechsel zu einer noch nicht an die elektroni-
sche Akte angeschlossenen Stelle in Papier weitergefiihrt werden musste.

Da es hier nur um eine Ubergangsphase von der Papieraktenfiihrung zur elektronischen Akten-
flihrung geht, ist die vorgesehene Offnung fiir eine begrenzte Hybridaktenfiihrung akzeptabel.
Auch die im Regierungsentwurf gegeniiber dem Referentenentwurf erweiterten Méglichkeiten
der Bundesregierungund der Landesregierungen, die Zulassung der Hybridaktenfiihrung auf ein-
zelne Gerichte oder Strafverfolgungsbehdrden oder auf allgemein bestimmte Verfahren zu be-
schranken, ist zu begriiBen, weil dies die Mdglichkeit gibt, die Hybridaktenflihrung auf Fallgestal-
tungen einzuschranken, in denen dies wirklich erforderlich erscheint.

3 Ausnahme von der elektronischen Aktenfiihrungspflicht fiir geheimhaltungsbediirftige Doku-
mente und Aktenteile (Verschlusssachen), die hdher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH
eingestuft sind

Nicht nachvollziehbar erscheint es demgegeniber, weshalb eine ausnahmslos elektronische

Ubermittlung und Aktenfiihrung von Verschlusssachen, die hdher eingestuft sind als VS-NUR
FURDEN DIENSTGEBRAUCH It. Begriindung des Gesetzentwurfs technisch immer noch nicht ge-
wahrleistet werden kann. Mit einer frihzeitigen Beauftragung technischer Ldsungen fur die Di-
gitale Aktenfihrung auch in diesem Bereich hatte darauf verzichten werden kdnnen, nun mithilfe
einer Offnungsklausel die Ubermittlung einer entsprechenden Akte in Papierform noch bis zum
31. Dezember 2035 zu gestatten und eine Hybridaktenflihrung zuzulassen. Zu lange wurde die Di-
gitalisierung geheimhaltungsbedurftiger Akten vernachlassigt. Es sollten nun die diesbezugli-
chen Digitalisierungsmdglichkeiten oder ein technisch abbildbares Rechte- und Rollenmanage-
ment nochmals intensiv gepruft werden. In jedem Fall erscheint die Verldngerung der Frist zur
elektronischen Aktenflhrung in diesem Bereich um zehn Jahre als viel zu lang. Eine solche



Uberlange Frist setzt keinen Anreiz, die Arbeiten an den technischen Lésungen zu beschleunigen
und das Relikt aus den Papieraktenzeiten zu beseitigen.

4 Moglichkeit fiir Bevollmachtigte, (gesetzliche) Vertreter und Beisténde (fiir die Strafprozess-
ordnung beschrankt auf professionelle Verfahrensbeteiligte), auch Scans von schriftlich einzu-
reichenden Antragen und Erklarungen der Naturalbeteiligten oder Dritten formwahrend elek-
tronisch zu iibermitteln (Ergédnzungen der § 130a Abs. 3 ZPO, § 46c Abs. 3 ArbGG, § 65a Abs. 3
SGG,§ 5a Abs. 3 VWGO, § 52a Abs. 3 FGO, § 32a Abs. 3 StP0).

Zutreffend fihrt die Gesetzesbegriindung aus, dass die zur elektronischen Einreichung ver-

pflichteten Nutzer bisher nicht die prozessuale Schriftform dadurch einhalten kénnen, dass ein
in Papierform unterzeichneter Antrag als eingescanntes elektronisches Dokument mit einer ei-
genen qualifizierten elektronischen Signatur z.B. des Rechtsanwalts versehen oder mit einfa-
cher Signatur des Anwalts iiber einen sicheren Ubermittlungsweg beim Gericht eingereicht wird.
Vielmehr misste der Antrag durch die vertretene Privatperson selbst qualifiziert elektronisch
signiert werden. Die Privatpersonen verfligten aber oft nicht Gber eine eigene qualifizierte elekt-
ronische Signatur, so dass ein Einreichen nur selten elektronisch erfolgen konne. Das Anliegen
des Gesetzentwurfs ist insoweit nachvollziehbar.

Bedauerlich ist allerdings, dass die Neuregelung zu einer Perpetuierung des Medienbruchs ins-
besondere in den Anwaltskanzleien fiihren wird. Denn dort missen ja die Papierantrage der Pri-
vatpersonen weiterhin eingescannt werden. Dem kdnnte dadurch entgegengewirkt werden, dass
noch starker als in der Vergangenheit Schriftformerfordernisse gesetzlich beseitigt werden.
Sollte eine Schriftform mit der qualifizierten elektronischen Signatur(geS)weiterhin unerlasslich
sein, musste auf eine starkere Verbreitung der geS - insbesondere der Fernsignaturen - hinge-
wirkt werden. Ggfls. sollte fir die schriftformbedirftige Kommunikation im Privatrechtsverkehr
noch starker flir den Einsatz der geS geworben werden mit dem Hinweis, dass ,dank” der elDAS-
Verordnung die geS relativ einfach erzeugt werden kann.

5 Einfilihrung einer Formfiktion fiir in elektronisch bei Gericht eingereichten Schriftsatzen ent-
haltene empfangsbediirftige Willenserkldrungen, § 130e ZPO n.F., § 46h ArbG n.F., § 65e SGG
n.F., § 55e VwWGO n.F. § 52e FGG n.F.

Auch der Vorschlag des Gesetzentwurfs, im Interesse einer medienbruchfreien digitalen Kom-

munikation fir eine empfangsbedirftige Willenserklarung, die der gesetzlich oder rechtsge-
schéaftlich bestimmten materiell-rechtlichen Schriftform oder elektronischen Form bedarf, eine
Formfiktion einzufiihren, wenn sie in einem Schriftsatz nach MaBgabe der prozessualen Vorga-
ben - also insbesondere auf einem sicheren Ubermittlungsweg - als elektronisches Dokument
bei Gericht eingereicht und dem Empfanger zugestellt oder formlos mitgeteilt wird, ist nachvoll-
ziehbar. Die Begrindung des Gesetzentwurfs verweist auch auf eine entsprechende Bitte der
Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister. Damit erflllen auch privatrechtlich
schriftformbediirftige Willenserkldrungen, die nicht mit einer qeS signiert wurden, durch Uber-
mittlung auf einem sicheren Ubermittlungsweg in einem vorbereitenden Schriftsatz die Anfor-
derungen der elektronischen Form im Sinne des § 126a BGB. Mit diesem Gesetzesvorschlag wird
auf einin der Praxis seit Jahren bestehendes Problem reagiert. Die vorgeschlagene Ldsung zeigt
aber auch, dass die Fokussierung der materiellen Vorschriften auf die geS als maBgeblich fir die
elektronische Form in der Praxis derzeit (noch) auf Schwierigkeiten stoBt.



6 Erweiterung des Anwendungsbereichs der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung von Doku-
menten in Straf- und BuBgeldsachen )
Die Ausweitung der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung von Dokumenten tber die bisher ge-

regelten Fallgestaltungen des § 32d StPO hinaus auf die Ricknahme der Berufung und der Revi-
sion sowie auf den Einspruch gegen den Strafbefehl und dessen Riicknahme ist zu begriBen, da
damit im Hinblick auf die Verpflichtung zur elektronischen Aktenfihrung Medienbriche vermie-
den werden, die die Gerichte und die Staatsanwaltschaften derzeit noch unnétig belasten.

7 Abschaffung des Unterschriftserfordernisses fiir schriftliche Erklarungen von Biirgerinnen und
Biirgern bei entsprechender Dokumentation durch die Strafverfolgungsbehorden, § 32a Abs. 3
StPO, § 158 Abs.2 StPO n.F.

Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, muss der (férmliche) Strafantrag gemaB

§ 158 Abs. 2 StPO bei einem Gericht oder der Staatsanwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll, bei
einer anderen Behdrde schriftlich angebracht werden. Zur Wahrung der Schriftform ist dabei
grundsatzlich eine Unterschrift der antragstellenden Person erforderlich, Insoweit verweist der
Gesetzentwurf zutreffend auf die BGH-Rechtsprechung, wonach die elektronische Strafantrag-
stellung nur Gber die in § 32a StPO erdffneten Wege erfolgen kann, also mittels eines qeS -sig-
nierten Dokuments oder eines einfach signierten Dokuments, das auf einem sicheren Ubermitt-
lungsweg, insbesondere (ber ein elektronisches Biirger- und Organisationenpostfach (eBO) oder
ein Nutzerkonto nach dem Onlinezugangsgesetz (0ZG) eingereicht wird.

Diese Hirde fir eine elektronische Strafantragsstellung dirfte - worauf der Gesetzentwurf zu-
treffend hinweist - in der Tat zu hoch fur den Antragsteller sein und fihrt zu einer unerwiinschten
Zurickhaltung bei der Strafantragsstellung. Deshalb ist die vorgeschlagene Regelung zu begri-
Ben: Weiterhin soll eine Strafanzeige im Sinne des § 158 Absatz 1StPO auch in elektronisch form-
loser Form maoglich sein. Bei formlichen Strafantragen im Sinne des bisherigen § 158 Abs. 2 StPO
sollen kiinftig die Schriftform und ihr elektronisches Aquivalent nach 8§ 32a StPO kinftig nicht
mehr erforderlich sein. Allerdings sollen die Identitat und der Verfolgungswille der antragstellen-
den Person aus der Erklarung und den Umstanden ihrer Abgabe eindeutig ersichtlich sein. Ent-
sprechend soll der neue § 158 Abs.2 StPO vorgeben: (...) missen die Identitat und der Verfol-
gungswille der antragstellenden Person sichergestellt sein.” Zu begriBenist, dass keine genauen
Formvorgaben fir die Identitatsfeststellung und die Feststellung des Verfolgungswillens im Ge-
setz formuliert sind. Die Praxis wird hier geeignete Wege finden.

Zu begriBen sind auch die Abschaffung des Schriftformerfordernisses bzw. die Schaffung von
Alternativen in den Fallen der §§ 81f, 81g, 81h, 114b und § 424 Abs. 2 StPO, dain der Tat die Schrift-
formerfordernisse (bzw. die die Schriftform ersetzende elektronische Form) den Verfahrens-
gang unnotig erschweren oder unzeitgemaBe Medienbriiche verursachen. Soweit die Beibehal-
tung von Schriftformerfordernissen in bestimmten Kreisen immer noch unter Hinweis auf die
Rechtssicherheit der papiergebundenen Dokumente als Instrument der Dokumentation und der
Aufklarung verteidigt wird, wird verkannt, dass auch Papierunterlagen manipuliert werden koén-
nen. Die friher stets hervorgehobenen Funktionen der Schriftform (Identifizierungsfunktion,
Echtheitsfunktion, Perpetuierungsfunktion, Beweisfunktion, Warnfunktion und Abschlussfunk-
tion)sind im Kontext der digitalen Transformation neu zu bewerten. Die Anforderung einer hand-
schriftlichen Unterzeichnung von Dokumenten st6Bt heute oft auf Unterverstandnis, weil sie als
|&stige Formlichkeit verstanden wird, deren Sinn nicht einleuchtet und ein gewlnschtes schnel-
les Verfahren aufhalt. Auch kann die handschriftliche Unterschrift insoweit die ,Warnfunktion”



kaum erflllen. Demgegeniber wachst die Akzeptanz rein elektronischer Vorgange in der Privat-
wirtschaft; deshalb sollten sich Verwaltung und Justiz auch insoweit der Digitalisierung nicht
verschlieBen.

8 Audiovisuelle Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Angeklagte, ihre gesetzlichen Vertreterinnen und Vertreter,

Verteidigerinnen und Verteidiger sowie die Sitzungsvertretung der Staatsanwaltschaft auf ihren
Antrag hin mithilfe der Videokonferenztechnik an der Revisionshauptverhandlung teilnehmen
konnen. Dies ist im Hinblick darauf zu begriiBen, dass dies den professionellen Verfahrensbetei-
ligten zeit- und ressourcenintensive Anreisen ersparen kann. In Haft befindliche Angeklagte er-
maoglicht dies eine Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung chne die ansonsten sehr auf-
wandigen und oft mihsamen langen Transporte.

9 Technische Standards fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen, Behérden und Ge-
richten
In der schriftlichen Anhdrung zum Referentenentwurf wurde von anderer Seite eine Verord-

nungsermachtigung zugunsten der Bundesregierung zur Regelung bundeseinheitlicher techni-
scher Standards fiir die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen Behérden und Gerichten
angeregt. Dass es solcher Standards bedarf, ist nicht in Zweifel zu ziehen. Allerdings sollen nach
§ 2 des Vertrages Uber die Errichtung des IT-Planungsrats und Uber die Grundlagen der Zusam-
menarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Landern
zur Ausfiihrung von Artikel 91c GG (IT-Staatsvertrag) gemeinsame Standards flr die auszutau-
schenden Datenobjekte, Datenformate und Standards fir Verfahren, die zur Datendbertragung
erforderlich sind, sowie IT-Sicherheitsstandards festgelegt werden. Dazu zahlen auch Daten, die
zwischen Behorden und Gerichten auszutauschen sind; vor der Festsetzung wird die Justiz be-
teiligt. Die diesbezligliche Standardsetzung durch den IT-Planungsrat ist allerdings hinter den
Erwartungen zuriickgeblieben. Falls hier keine Beschleunigung erzielbar ist, konnte eine Verord-
nung durch die Bundesregierung in der Tat schneller zu Ergebnissen flihren.

10 Anpassungen des Rechtsany_valtsvergijtungsgesetzes
Durch die vorgeschlagene Anderung des § 10 Abs. 1Satz 1RVG soll dem Wunsch der anwaltlichen

Praxis Rechnung getragen werden, die elektronische Ubermittlung von Vergiitungsberechnun-
gen zu erleichtern, indem anstelle einer bisher erforderlichen qeS die Textform ausreichend sein
soll. Damit soll beispielsweise ermdglicht werden, dass eine von Rechtsanwalten und Rechtsan-
waltinnen verantwortete Berechnung kiinftig auch von einer Kanzleimitarbeiterin oder einem
Kanzleimitarbeiter versandt werden konnen. Das erscheint unter dem Gesichtspunkt einer pra-
xisgerechten Handhabung, die auf Ubertriebene Formanforderungen verzichtet, sachgerecht.

11 Anderung im Insolvenz- und Restrukturierungsrecht
Essollen-auch bezogen auf die Vorgaben durch die EU-Restrukturierungs- und Insolvenz-Richt-

linie 2019/1023 - die Moglichkeiten der elektronischen Kommunikation in Insolvenzverfahren er-
weitert werden. Kinftig sollen die Glaubigerinformationssysteme nach § 5 Abs. 5 der Insolvenz-
ordnung (InsO) verpflichtend fiir sémtliche Insolvenzverfahren vorgesehen werden. Im Interesse
einer moglichst einfachen Gestaltung der Kommunikationen im Insolvenzverfahren kénnte aller-
dings - wie dies die Begrindung des Gesetzentwurfs auf Seite 39 beschreibt - allerdings noch
Uber weitergehende Befreiungen von Formvorschriften nachgedacht werden. Dies setzt aller-
dings eine insgesamt stimmige Regelung mit entsprechenden Konsequenzen fir die Praxis vo-
raus, die eventuell kurzfristig nicht erreichbar ist.



12 Knderl{ng der Strafakteniibermittlungsverordnung: Ausnahmen von der Pflicht zur elektroni-
schen Ubermittlung in Strafsachen bei umfanglichen Akten
Um eine rechtssichere Ubermittlung von Akten zu ermdglichen, wenn die Mengenbeschrankun-

gen des EGVP iiberschritten sind, soll die Ubermittlung auf einem physischen Datentréger er-
maoglicht werden. Auch dieser Vorschlag greift Praxisprobleme auf. Allerdings ware es win-
schenswert, durch technische Fortentwicklungen des EGVP die Mengenbeschrankungen aufzu-
heben, um so auf Ausnahmevorschriften zu den Vorgaben fiir eine elektronische Ubermittlung
verzichten zu konnen.

13 Beschrankte Zulassung des Identifizierungsverfahrens ELSTER im ERV
Bisher ist eine Kommunikation von Unternehmen mit den Gerichten zwar Uber das besondere

elektronische Biirger- und Organisationenpostfach (eB0), aber nicht iber das Organisations-
(.Unternehmens”-) Konto rechtlich mdéglich, da die ERVV das fiir das 0ZG-0rganisationskonto ge-
wahlte Identifikationsverfahren nach § 87a Abs. 6 AO (ELSTER) als Identifizierungsmittel nicht
zulasst. Es ist sachgerecht, im Interesse eines moglichst breiten elektronischen Zugangs zur
Justizundim Sinne eines Gleichlaufs von Behorden-und Justizzugangen das ELSTER-Verfahren
daher auch in der ERVV als Identifizierungsmittel fiir das 0ZG-Organisationskonto zuzulassen.
Allerdings wird die Zulassung von ELSTER in einem Teilbereich der Justizkommunikation die
Frage aufwerfen, ob es noch weitere Situationen gibt, in denen eine ELSTER-Identifizierung fir
die Justiz als ausreichend angesehen werden konnte.



	1 Allgemein
	2 Zur Zulassung der Hybridaktenführung in bestimmten Fällen
	3 Ausnahme von der elektronischen Aktenführungspflicht für geheimhaltungsbedürftige Dokumente und Aktenteile (Verschlusssachen), die höher als VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind
	4 Möglichkeit für Bevollmächtigte, (gesetzliche) Vertreter und Beistände (für die Strafprozessordnung beschränkt auf professionelle Verfahrensbeteiligte), auch Scans von schriftlich einzureichenden Anträgen und Erklärungen der Naturalbeteiligten oder ...
	5 Einführung einer Formfiktion für in elektronisch bei Gericht eingereichten Schriftsätzen enthaltene empfangsbedürftige Willenserklärungen, § 130e ZPO n.F., § 46h ArbG n.F., § 65e SGG n.F., § 55e VwGO n.F. § 52e FGG n.F.
	6 Erweiterung des Anwendungsbereichs der Pflicht zur elektronischen Übermittlung von Dokumenten in Straf- und Bußgeldsachen
	7 Abschaffung des Unterschriftserfordernisses für schriftliche Erklärungen von Bürgerinnen und Bürgern bei entsprechender Dokumentation durch die Strafverfolgungsbehörden, § 32a Abs. 3 StPO, § 158 Abs.2 StPO n.F.
	8 Audiovisuelle Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung
	9 Technische Standards für die Übermittlung elektronischer Akten zwischen ‚Behörden und Gerichten
	10 Anpassungen des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
	11 Änderung im Insolvenz- und Restrukturierungsrecht
	12 Änderung der Strafaktenübermittlungsverordnung: Ausnahmen von der Pflicht zur elektronischen Übermittlung in Strafsachen bei umfänglichen Akten
	13 Beschränkte Zulassung des Identifizierungsverfahrens ELSTER im ERV

